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Baureglement G5 Gemeinden Auflage

Weitere massgebende Grundlagen

Ausser dem Baureglement enthalten insbesondere die nachstehenden Erlasse gültige Vorschriften fü r 
das Bauwesen und sind ebenfalls zu beachten:

Eidgenössische Erlasse
Schweizerisches Zivilgesetzbuch
Bundesgesetz über die Raumplanung m it zugehöriger Verordnung
Bundesgesetz über den Umweltschutz m it zugehörigen Verordnungen
Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel
Bundesgesetz über die baulichen Massnahmen im Zivilschutz
Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer
Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz
Bundesgesetz über den Wald
Vorschriften der SUVA über Hoch- und Tiefbauten
CARBURA-Vorschriften zur Lagerung von Brennstoffen

Kantonale Erlasse
Baugesetz
Strassengesetz und Strassenverordnung
Gesetze und Verordnungen zur eidgenössischen Gewässerschutzgesetzgebung
Gesetz über die Gewässernutzung
Wasserbaugesetz
Verordnung über den Materialbezug aus öffentlichen Gewässern
Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über den Zivilschutz m it Ausführungserlassen
Gesetz über den Feuerschutz m it Ausführungserlassen
Naturschutzverordnung
Gemeindegesetz
Enteignungsgesetz
Gesundheitsgesetz m it Ausführungserlassen
Waldgesetz
Gastwirtschaftsgesetz
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege
Energiegesetz /  Energieverordnung
Grossratsbeschlüsse zur Umweltschutzgesetzgebung (Lärmschutz-, Luftreinhalteverordnung)
Gesetz über die Abgeltung ökologischer Leistungen
Verordnung betreffend den Schutz von Naturkörpern und Altertüm ern

Normen
Für die Dimensionierung, Berechnung und Ausstattung von Bauten und Anlagen sind folgende N or­
men als Richtlinie zu beachten:

SN 521 500 Behindertengerechtes Bauen
SN 592 000 Liegenschaftsentwässerung
SN 640 281 Angebot an Parkfeldern fü r Personenwagen
SN 640 291a Parkieren: Anordnung und Geometrie der Parkierungsanlagen

SIA 118 Allgemeine Bedingungen fü r Bauarbeiten
SIA 180 Wärme- und Feuchteschutz im Hochbau
SIA 181 Schallschutz im Hochbau
SIA 183 ff Div. Brandschutznormen im Hochbau
SIA 380 /1 Thermische Energie im Hochbau
SIA 3 8 0 /4 Elektrische Energie im Hochbau
bfu Sicherheitsempfehlungen der Schw. Beratungsstelle fü r Unfallverhütung

VKF Brandschutznorm  (Vereinigung kantonaler Feuerversicherungen)
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Baureglement G5 Gemeinden Auflage

Die Gemeinderäte von Au, Balgach, Berneck, Die- 
poldsau und Widnau erlassen über ihr jeweiliges 
Gemeindegebiet gemäss Art. 2 und 7 des Gesetzes 
über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht 
(Baugesetz) vom 6. Juni 1972 (sGS 731.1),
Art. 102 Abs. 1 lit. b des Strassengesetzes vom 12. 
Juni 1988 (sGS 732.1) sowie gestützt auf Art. 5 und 
136 lit. g des Gemeindegesetzes vom 23. August 
1979 (sGS 151.2) folgendes

Baureglement

Hinweise, Erläuterungen, Notizen 
RPG: Raumplanungsgesetz
RPV: Raum planungsverordnung

USG: Um weltschutzgesetz
LSV: Lärm schutzverordnung

BauG: Kant. Baugesetz
StrG: Kant. Strassengesetz
EGzZGB: kant. E inführungsgesetz zum

Schweiz. Zivilgesetzbuch 

SN: Schweizer Norm

1. Allgemeines

Art. 1 Zweck

Das Baureglement schafft die Voraussetzung für ei­
ne zweckmässige Nutzung des Bodens und eine ge­
ordnete bauliche Entwicklung der Gemeinde.

Art. 2  Zuständ igkeit und Bauberatung

1 Das Planungs- und Bauwesen sowie der Vollzug 
dieses Reglementes sind Sache des Gemeinderates.

2 Der Gemeinderat bestim m t zur Vorbereitung der 
Geschäfte eine Baukommission. Sie stellt Anträge 
an den Gemeinderat.

3 Die Bauverwaltung übt die Bauaufsicht aus und 
vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderates. Sie ist 
Auskunftsstelle in Baugesuchsfragen und berät, wo 
nötig unter Beizug weiterer Fachleute, die Bauwilli­
gen.

BauG 

Art. 4 
Art. 8

BauG 
Art. 2

Aufgabe
Baureglement

Allgemeine Zuständigkeit

2. Ortsplanung

A rt. 3 P lanungsinstrum ente BauG
Art. 5 Richtpläne

Zur Lösung der Aufgaben der Ortsplanung dienen Art. 6 Rechtliche Massnahmen
neben dem Baureglement die folgenden Planungs­ Art. 8 Baureglement

instrumente: Art. 9 Zonenplan

Art. 22 ff Sondernutzungs-pläne
Richtplan Art. 50 Erschliessung
Zonenplan
Überbauungs- und Gestaltungspläne 
Schutzverordnung
Übersichtsplan über den Stand der Erschlies­
sung
Erschliessungsprogramm
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Baureglement G5 Gemeinden Auflage

Art. 4  Rechtswirkung

1 Der Richtplan übt gegenüber dem Grundeigen­
tum  keine unm ittelbare Rechtswirkung aus. Er b il­
det die Grundlage für die Ortsplanung und den 
Ausbau der Infrastruktur. Er ist für die m it der Pla­
nung beauftragten Organe und Behörden weg­
leitend.

2 Der Zonenplan und die übrigen Planungsinstru­
mente können im Original bei der Bauverwaltung 
eingesehen werden. Diese Pläne sind fü r die genaue 
Lage der Eintragungen verbindlich.

Art. 5 M itw irkung

Der Richtplan wird während 30 Tagen der Öffent­
lichkeit zur Einsicht unterbreitet. In dieser Zeit kann 
sich jeder zum Entwurf schriftlich äussern. Der Ge­
meinderat n im m t m it der Beschlussfassung über 
den Richtplan zu den Einwendungen Stellung.

BauG 
Art. 5 
Art. 34

RPG 
Art. 4

Richtpläne
Baureglement, Zonenplan, Ü- 
berbauungs- und Gestaltungs­

pläne

Inform ation und M itw irkung

3. Projektierung

Art. 6  Grundsätze

Bei der Projektierung von Bauten und Anlagen sind
die folgenden Grundsätze angemessen zu berück­
sichtigen:

a) Gutes Einordnen der Bauwerke in die natürliche 
und gestaltete Umwelt;

b) Sorgfältiges architektonisches Gestalten im 
Sichtbereich des öffentlichen Raumes;

c) Besondere Rücksichtnahme auf die Bedürfnisse 
von Kindern und Jugendlichen sowie von Betag­
ten und Behinderten;

d) Boden- und energiesparendes, kompaktes Bau­
en bei nachhaltiger Energienutzung;

e) Streben nach Mehrfachnutzung von Flächen und 
Räumen, wo immer möglich und sinnvoll;

f) Verwenden umweltverträglicher und langlebiger 
Baumaterialien;

g) Fördern und vernetzen naturnaher Lebensräume 
in Siedlung und Landschaft und pflanzen ein­
heimischer Gewächse;

h) Treffen aller zumutbaren baulichen und betrieb­
lichen Massnahmen im Sinne der Vorsorge, um 
schädliche Einwirkungen auf die Umgebung 
möglichst gering zu halten und die Sicherheit 
von Personen und Sachen zu gewährleisten.

RPG 
Art. 1 
Art. 3

USG 
Art. 1 
Art. 28

BauG 

Art. 4  
Art. 52 
Art. 53 
Art. 55

Art. 73 

Art. 75bis

Ziele
Planungsgrundsätze

Zweck, Vorsorge 
Um weltgerechte Verwendung 

von Stoffen

Aufgabe
Sicherheit
Hygiene
Rücksicht auf Behinderte und 

Betagte
Kinderspie lp lätze

Gestaltung

Normen
SN 521 500 Behindertengerechtes

Bauen
SN 543 358 Geländer und Brüstungen

(SIA Norm 358) 
Brandschutznorm  VKF (Vereinigung kanto­
naler Feuerversicherungen)
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Art. 7 Definitionen

1 Als Vollgeschoss zählt jedes Stockwerk, das we­
der als Untergeschoss noch als Dachgeschoss gilt.

2 Geschosse, die bis Oberkant fertig  Decke ge­
messen, den Niveaupunkt nicht mehr als 1.20 m ü- 
berragen, gelten als Untergeschosse.

3 Geschosse, die von der maximalen Gebäudehö­
he aus gemessen unter einem Winkel von 60 ° von 
der Fassade zurückliegen, gelten als Dachgeschos­
se (max. Umhüllung). Sie dürfen einen Kniestock 
von max. 1.0 m innen gemessen (Oberkant fertig 
Boden bis Schnittpunkt Innenwand m it Dachunter­
sicht) nicht überschreiten. Diese Beschränkungen 
gelten nur auf den Gebäudelängsseiten.

4 Brüstungen, Vordächer über dem Dachgeschoss 
und Einrichtungen zum Schutz vor Witterung dürfen 
die Umhüllung nicht überschreiten. Treppenhaus 
und Liftanlagen dürfen die Umhüllung im technisch 
notwendigen Mass überschreiten.

5 Die Firsthöhe bezeichnet den senkrechten Ab­
stand zwischen dem Niveaupunkt und der höchsten 
Erhebung des Daches.

6 Als unterirdische Bauten gelten Bauten, die so­
wohl unter dem gewachsenen als auch unter dem 
gestalteten Terrain liegen.

7 Die Gebäudelänge bezeichnet die längste Fas­
sadenabmessung inkl. Anbauten. Bei abgesetzten 
und gegliederten Fassaden bemisst sich die mass­
gebende Gebäudelänge nach der senkrechten Pro­
jektion der äussersten Gebäudekante auf die Flucht 
des längsten Fassadenteils. Untergeschosse, die 
allseits unter dem gestalteten Terrain liegen, wer­
den nicht gerechnet.

Anbauten sind 1 Vollgeschoss umfassende Bauteile 
an Hauptbauten m it einer Grundfläche von höchs­
tens 50 m2, die höchstens 3.50 m Gebäudehöhe 
und höchstens 5.0 m Firsthöhe aufweisen.

BauG 

Art. 56 
Art. 57 

Art. 60 
Art. 61

Grenzabstand
Gebäudeabstand

Gebäudehöhe
Ausnützungsziffer

max. 1.0m

max 1 20m

Niveaupunkt

Dachgeschoss

Vollgeschoss

Vollgeschoss

Untergeschoss

20
1

I Kniestock­
höhe max. 
1.0 m

- • T - ' "  \  max. 60"
A

Attikageschoss
(Gebäudelängsseite)

Gebäudelänge

Anbau

Gebäudetiete
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Baureglement G5 Gemeinden Auflage

8 Nebenbauten sind 1 Vollgeschoss umfassende 
Baukörper, m it höchstens 3.50 m Gebäudehöhe 
und höchstens 5.0 m Firsthöhe, die m it dem 
Hauptgebäude nicht verbunden sind und eine Ge­
bäudegrundfläche von höchstens 50 m 2 aufweisen.

9 Als Vorbauten gelten punktuell abgestützte wie StrV

nicht abgestützte Bauteile, die über die Fassade Art. 4
vorspringen, wie Balkone, Erker, Vordächer, Dach- 
vorsprünge, Sonnenschutzkonstruktionen und Vor­
treppen. Gegenüber Kantonsstrassen bleiben die 
Bestimmungen des Strassengesetzes Vorbehalten.

Strassenabstand
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Art. 8  Regelbauvorschriften

Für nachstehende Zonen gelten folgende Regelbauvorschriften:

Zone AusnUtzungs-
ziffe r

Vollge- Gebäude­
höhe max.

F irsthöhe Gebäude­
länge max.

Gebäude- 
tie fe  max.

Grenzab­
stand k le in

Grenzab­
stand gross

E m pfind-
lichke its -

W l 2) 0.4 1 5.0  31 9.5 25 - 4.0 6 .0 II

W E 0.4 2 6 . 5 * 10.0 30 - 4 .0 8 .0 H

W 2a 0.45 2 7.5 11 .0 30 - 4 .0 6 .0

0.5 2 8.0 12.0 35 - 4.5 7.0

0.65 3 10.5 14.5 40 " 5 .0 7.5 il

0 .80 4 13.0 17.0 50 - 6 .0 9.0 il

WG 2 0 .5  4) /  0 .65  5)
2 8 .0 12.0 35 61 - 4.5 7 .0  " III

WG 3 0 .65  4> /  0.75 51 3 11.0 15.5 4 0  61 - 5 .0 7 . 5 *
III

WG 3 a 0 . 8 ' * 3 11.0 15.5 60  6)8) - 5 .0 10.0 * III

0 .8  4V 0.9  $)
4 14.0 18.0 5 0 * * - 6.0 9 .0  " III

- 2 8.0 13.0 30 ~ 3.0 3.0 III

- 3 10.5 15.0 40 OG: 17.5 3.0 3.0 III

- 3 11 .0 15.0 4 0 OG: 17.5 3.0 3.0 m

g * ™ - 4 14.0 18.0 50 OG: 2 0 .0  ! 3.0 3.0 in

- - 13.0 - 50«) e) 5.0 1 0 .0 * hi

G ib - - 17.0 - -8 ) - 5 .0 1 0 .0 *
in

G l t - - 8.5 11.5 _ % - 5.0 1 0 .0 * in

- - - - 5.0 10.0 *
IV

: - - - - - 5.0 5.0 II

- - - - " - 5.0 5.0

...... - 1 2.5 2.5 — U) 3 . 0 ' " - II

- 2 n» 7.5 ,0) 11.5 ,0> o s -  : 4.5 4.5 III

- 7.5 ,0) 11 .5 ,0) 3 0 ' * - 4.5 4.5 III

IE - - - - - 5.0 5.0 IV

a 'r  t - 2 7.5 12.0 75 45 .0 5.0 5.0 IV

- 2 7 .5 11.5 3 0 - 4.5 4.5 III

1 )  D er grosse G renzabstand is t a u f de r gegen d ie  süd liche H im m e lsh ä lfte  o r ie n tie r te n  H au ptw ohnse ite  e in zuh a lte n . W eist 
e ine Baute  an nähernd g le ich w e rtig e  H au ptw o hn se ite n  au f, so kann d ie  A u fte ilu ng  d e r Sum m e des grossen und k le inen 
G renzabstandes a u f d ie  en tsp rechenden Fassaden g e s ta tte t w erden

2 ) H a u p tb au te n  dü rfen  kein F lachdach au fw eisen
3 ) D ie ta lse itig e  Fassadenhöhe is t b e g re nz t. S ie  d a r f vom  gew achsenen , bezw . vom  abgegrabenen T e rra in  b is  zum  

S c h n ittp u n k t d e r Fassade m it  de r D achoberkan te  ( tra u fs e it ig )  gem essen, höchstens 7 .0  m  in  d e r  W1 und 9 .5  m in  de r 
WE b e trag en .

4 )  M ax. zu lässige A u snü tzu ng sz iffe r fü r  re ine  W ohnzw ecke resp . re in e  g e w erb liche  Zw ecke
5 ) M ax. zu läss ige  G esam ta usn ü tzu ng  be i ge m isch te r N utzung (Z w e itn u tzu n g  m uss m in de s te ns  de r M eh rn utzu ng ge genüber 

e in e r re inen W ohn- oder G e w erbenu tzung en tsp re che n).

6 )  Fü r B auten m it  G e w erbenu tzung im  Erdgeschoss is t d ie  d o pp e lte  Länge zuläss ig , sofern e ine U n te rte ilu n g  m it e inem
eingeschoss igen , ge s ta lte r isch  deu tlich  ab ge setz ten  Zw ischenbau (m a x . G ebäudehöhe 6 .0  m , m in . G ebäudelänge 5 .0  m ) 
e r fo lg t und d ie  H au ptb au te n d ie  G ebäudelänge e in ha lten . W ird  bei W ohnbauten dadu rch  de r o rd en tlich e  G ebäudeabstand 
u n te rs c h ritte n , so dü rfen  a u f den sich ge ge nü be rlie ge nd en Fassaden ke ine  nach A rt. 11 erfo rd e rliche n  Fenste rflächen 
an ge ord ne t w erden.

7 )  S o fe rn  das E rdgeschoss ge w erb lich  ge n u tz t w ird , g i l t  a llse it ig  d e r k le in e  G renzabstand .

8 )  A b 80 m  G ebäude länge sind  d ie  Fassaden op tisch  od e r oder du rch  S ta ffe lun g  zu g liede rn

9 )  K o m m t gege nü be r W ohn- und W ohn-G ew erbe- und K e rnzonen fü r  Bauten m it  e in e r G ebäudehöhe von ü b e r 6 .0  m
a llse it ig  zu r A n w endung . E rw e ite rte  S iche rhe itsab s tän de  nach A rt. 10 USG b le iben Vorbeha lten .

10 ) G ilt n u r  fü r  W ohnbauten
11) zuläss ig s ind  n u r u n be he iz te  B a uten  in  Le ich tbauw eise  bis m ax . 10 m 2  G run dflä che ( In k l. Ü be rd ach un ge n). In te rn e r

A b s ta nd  u n te r  den B a uten m in d . 3 .0  m

12 ) M ax im a le r W ohnan te il 0 .15

G SCH =  G rünzone S ch re be rgä rte n

IE  R -  In ten s ive rho lun gszo ne  R e itsport

BauG
Art. 9 Zonenplan

Art. 10ff Zonenarten
Art. 22 ff Sondernutzungspläne

W: Wohnzone
WG: Wohn- Gewerbezone
DK: Dorfkernzone

K: Kernzone
Gl: Gewerbe- Industriezone
I: Industriezone

Oe: Zone fü r ö ffentliche Bau­

ten und Anlagen 

G: Grünzone
L: Landwirtschaftszone
UeG: Übriges Gemeindegebiet
IE: Intensiverhoungs-zone
WL: Weilerzone

2 x  KGAGGA

GGA

E

Hauptwohnseite 
GGA Grosser Grenzabstand 
KGA Kleiner Grenzabstand

X + y — GGA + KGA 

(vgl. Art. 8, Fussnote 1)

g
Hauptbau T Hauptbau

Zwischen­
bau

max. GL mind. 5.0 m max. GL

2 X max. Gebäude länge (Vgl. Art. 8  FN 6)
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Baureglement G5 Gemeinden Auflage

Art. 9 W eilerzone

1 Die Weilerzone dient der Erhaltung der beste­
henden Baustruktur des Weilers, der zweckmässi­
gen Umnutzung und dem sachgerechten Unterhalt 
der vorhandenen Bausubstanz, der Sicherung der 
charakteristischen Umgebung und Freiräume sowie 
der sorgfältigen Eingliederung von Neu- und Um­
bauten in das bestehende Ortsbild. Es sind Bauten 
fü r das Wohnen, mässig störendes Gewerbe und 
landwirtschaftliche Betriebe zulässig, deren Nut­
zungen dem bisherigen Charakter des Weilers nicht 
zuwiderlaufen.

2 Der Abbruch von Bauten wird bewilligt, wenn ein 
Erhalt nutzungsmässig, bautechnisch oder w irt­
schaftlich nicht mehr zweckmässig ist, und wenn 
dadurch keine Beeinträchtigung des Ortsbildes er­
fo lgt oder die Realisierung eines Ersatzbaus sicher­
gestellt ist.

Art. 10  Besondere Abstände

1 Wo keine Baulinie besteht, haben Bauten und 
Anlagen mindestens folgende Strassenabstände ab 
Strassengrenze einzuhalten:

Kantonsstrassen 4.0 m
Gemeindestrassen 3.0 m
Gemeindewege 2.0 m

RPV
Art. 33 K leinsiedlungen ausserhalb der 

Bauzonen

BauG
Art. 16bis Weilerzonen

BauG 
Art. 24 
Art. 58

Baulinie
W aldabstand

StrG
Art. 104 Strassenabstände 

EGzZGB
Art. 96 ff p rivatrech tliche Grenzabstände

Entlang klassierten Strassen gehen Strassenab- 
Standsvorschriften anderen Abständen vor.

M
Strassen-
abstand

Strassen-
abstand

2 Bei klassierten Wegen geht der Grenzabstand 
resp. der Gebäudeabstand dem Wegabstand vor. 
Im Übrigen gelten die Bestimmungen von Art. 104 
ff Strassengesetz

GA

GA = Grenzabstand

%  
i$i/i

GA

tr:

/
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Baureglement G5 Gemeinden Auflage

3 Stützmauern und Böschungen entlang von 
Fahrbahnen öffentlicher Gemeindestrassen haben 
einen Abstand von 0.3 m einzuhalten.

4 Für Untergeschosse, die unter dem gestalteten 
Terrain liegen, g ilt ein reduzierter Grenzabstand, 
der mindestens der doppelten Höhendifferenz zwi­
schen gestaltetem und gewachsenem Terrain, ge­
messen an der Aussenwand des Baukörpers, ent­
spricht.

Grenze
mind. 2A

Niveau­
punktgewachsenes

Terrain Untergeschoss

5 Unter Einhaltung der maximal zulässigen Ge­
bäudelänge können Bauten m it schriftlicher Zu­
stim m ung des Nachbarn auf die Grenze gestellt und 
zusammengebaut werden. Bei nicht gleichzeitigem 
Zusammenbau hat der später Bauende das Recht, 
ohne besondere Zustimmung des Nachbarn eine 
Baute maximal gleicher Dimension an die Nachbar­
baute anzubauen.

6 An- und Nebenbauten dürfen m it einem verm in­
derten Grenzabstand von 3.0 m, bei Garagen und 
Abstellräumen von 1.0 m erstellt werden. Bei Ne­
benbauten kann der Gebäudeabstand zu anderen 
Bauten auf dem gleichen Grundstück bis auf 2.0 m 
reduziert werden, wenn sich auf den betroffenen 
Fassadenseiten der Bauten keine nach Art. 11 er­
forderlichen Fensterflächen befinden. Vorbehalten 
bleiben weitergehende feuerpolizeiliche Vor­
schriften.

7 Bei Anbauten kann der Gebäudeabstand zu wei­
teren Anbauten bis auf 2.0 m reduziert werden, 
wenn sich auf den betroffenen Fassadenseiten der 
Anbauten keine nach Art. 11 erforderlichen Fenster­
flächen befinden. Vorbehalten bleiben weitergehen­
de feuerpolizeiliche Vorschriften.

8 Vorbauten von gesamthaft weniger als der Hälfte 
der Fassadenlänge sowie durchgehende Dachvor- 
sprünge und Sonnenschutzkonstruktionen dürfen 
den Grenz- und den Strassenabstand entlang Ge­
meindestrassen um maximal 2.0 m unterschreiten, 
wenn dadurch der verbleibende Grenzabstand nicht 
unter 1.5 m reduziert wird.

9 Die Grundfläche zusammengebauter An- und 
Nebenbauten darf 100 m2 nicht überschreiten.

BauG
Art. 56 Abs.2 Grenzabstand, G renzab­

standsverp flichtung

Brandschutznorm  VKF 
StrV
Art. 4  Strassenabstand

mind. 3.0 m

minimaler
Grenzabstand

Nebenbau

mind. 2.0 m

max. 2.0 m
Anbau

mind. 2.0 mmin. 1.5 m

Anbau

mind. 3.0 m
Garage

Î  mind. 1.0 m
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10 Gegenüber eingedolten Gewässern im nicht ü- 
berbauten Gebiet innerhalb der Bauzone g ilt für 
Bauten und Anlagen ein Abstand ab Rohrachse von
5.0 m plus 1.5 X die Sohlentiefe. Kleinere oder 
grössere Abstände können im Rahmen von Gewäs­
seröffnungsprojekten festgelegt werden. Im Rahmen 
eines Baubewilligungsverfahrens ist eine Reduktion 
des Abstandes auf mindestens 4.0 m nur zulässig, 
wenn m it M itwirkung der zuständigen kantonalen 
Behörde festgestellt wurde, dass das Gewässer 
nicht geöffnet werden kann bzw. wenn die Voraus­
setzung von Art. 77 A bs.l und 2 BauG erfü llt sind.

BauG
Art. 59 Gewässerabstand

1.5 X Sohlentiefe + 5.0 m

Sohlen­
tiefe

emgedoltes
Gewässer

11 Gegenüber dem eingedeckten Ländernachkanal 
haben unterirdische Bauten einen Abstand von min. 
3.5 m gemessen ab Kanalachse einzuhalten

Art. 11  Hygiene, A bstellflächen

1 Die lichte Raumhöhe beträgt für Aufenthalts­
räume mindestens 2.30 m, für Einstell- und Keller­
räume mindestens 2.10 m. Bei nicht waagrechter 
Decke ist das Mindestmass der lichten Raumhöhe 
über mindestens 6 m2 einzuhalten.

2 Die Bodenfläche von Wohn- und Schlafräumen 
hat mindestens 10 m2 zu betragen.

3 Das Lichtmass der Fensterflächen von Wohn-, 
Schlaf- und Arbeitsräumen hat mindestens 10 % 
der Bodenfläche zu betragen. Innenliegend dürfen 
Küchen, Bad- und WC-Räume errichtet werden. In 
diesem Fall müssen die genannten Räume eine aus­
reichende künstliche Belüftung und Belichtung auf­
weisen.

4 Die Mehrzahl der Wohn- und Schlafräume einer 
Wohnung darf nicht gegen die nördliche Himmels­
hälfte orientiert sein.

5 Für jede Wohnung sind ausreichend grosse Ab­
stellräume von 8 % der zu Wohnzwecken genutzten 
anrechenbaren Geschossfläche, wenigstens aber
5 m2 Bodenfläche bereitzustellen. In Mehrfam ilien­
häusern sind in der Nähe des Zugangs genügend 
grosse gemeinsame Abstellräume von mindestens 
3 m2 je Wohnung für Fahrräder, Motorfahrräder o- 
der Kinderwagen vorzusehen.

BauG 
Art. 53

LSV 
A rt.32,

Hygiene

Schallschutz

Brandschutznorm  VKF 

Art. 47

BFU R ichtlin ien
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A rt. 12  Dach-, Fassaden- und Um gebungsgestal­
tung

1 Dächer haben bezüglich Form, Ausgestaltung, 
Firstrichtung und Materialien dem Standort und der 
Umgebung der Baute Rechnung zu tragen.

2 Dachaufbauten, Dacheinschnitte und Dachflä­
chenfenster haben sich bezüglich der Grössenver­
hältnisse und Gestaltung gut in den Baukörper und 
das Dach einzuordnen. Ihre Ausdehnung ist im Ver­
hältnis zur vertikal in Erscheinung tretenden Dach­
fläche sowie in der Länge beschränkt. Dabei sind 
Dachaufbauten und -einschnitte bis zu einem Fünf­
tel oder Dachflächenfenster bis zu einem Zehntel 
der obigen Fläche zulässig. Bei einer Kombination 
sind die Flächen kumulativ zu rechnen. Zudem dür­
fen sie höchstens eine halbe Länge der jeweiligen 
Gebäudeseite beanspruchen.

3 Technisch notwendige Bauteile und Anlagen wie 
zum Beispiel Treppenhäuser, Liftschächte, Fassa­
denabschlüsse (Brüstungen) und Kamine sowie An­
tennen, Solarzellen und Sonnenkollektoren sind so 
in die Dach-, Fassaden- und Umgebungsgestaltung 
zu integrieren, dass das Orts- und Landschaftsbild 
möglichst wenig beeinträchtigt wird.

4 Terrainveränderungen insbesondere Aufschüt­
tungen, Stützmauern und Abgrabungen sind an­
sprechend zu gestalten und haben sich dem na­
türlichen Terrainverlauf gut anzupassen.

5 Sofern eine Erstellungspflicht für Kinderspiel­
plätze gemäss Art. 73 BauG besteht, hat die Fläche 
mindestens einen Fünftel der anrechenbaren Wohn- 
geschossfläche der entsprechenden Überbauung zu 
betragen.

6 Bei gewerblichen Bauten und Mehrfamilienhäu­
sern sind auf privatem Grund Abstellflächen fü r die 
Abfallentsorgung m it Strassenanstoss zu errichten.

BauG
Art. 52 S icherheit
Art. 75bis Gestaltung
Art. 93 Verunstaltungsverbot

Ansicht Dachfläche

Dachflächen­
fenster

G iebel­
lukarne

Schlepp­
gaube

Länge

Flächenregel:

(5xF1) + (5xF2) + (10xF3) = max. Höhe x Länge 

Längenregel:

L1 + L2 + L3 = max. halbe Länge 

L = Länge, F = Fläche

EG ZGB
Art. 96  ff  p rivatrechtliche Grenzabstände

BauG
Art. 73 K inderspie lp lätze

ERR Raumplaner FSU SIA St. Gallen Seite 12 von 18



Baureglement G5 Gemeinden Auflage

Art. 13 Ausfahrten und Vorplätze

1 Ausfahrten dürfen höchstens 12 % Gefälle auf­
weisen. Sie müssen von der Fahrbahngrenze aus 
wenigstens 2.0 m weitgehend horizontal verlaufen. 
Die einzuhaltenden Sichtzonen sind so zu dim ensi­
onieren, dass die Verkehrssicherheit gewährleistet 
ist. Für die Auslegung der Vorschrift werden die 
Normen der Vereinigung Schweizerischer Strassen- 
fachleute (VSS) angewendet.

2 Bei jeder Garage ist ein Vorplatz von mindestens
5.0 m Länge so anzulegen, dass ein übliches Motor­
fahrzeug abgestellt werden kann, ohne Trottoir- o- 
der Fahrbahnfläche zu beanspruchen. Bei Garagen 
für grössere Fahrzeuge ist die Vorplatztiefe ent­
sprechend zu vergrössern.

BauG
Art. 71 Verkehr 

StrG
Art. 100 Grundsätze (Verkehrssicherheit)

Art. 102 Erlass von Vorschriften

Normen
SN 640 050 Grundstückszufahrten 

SN 640  273 Sichtzonen

mind. 2.0 m

Fahrbahn

max. 12%

Sichtzonen gemäss 
VSS Norm SN 640 273

/m in d .  5.0 m

Art. 1 4  A bste llp lä tze  für M otorfahrzeuge

1 Bei Neuerstellung, Zweckänderung oder Erweite­
rung von Bauten und Anlagen ist der Bauherr ver­
pflichtet, auf privatem Grund Abstellflächen für Mo­
torfahrzeuge nach den folgenden Angaben zu 
erstellen:

BauG 
Art. 72 
Art. 72 ter

Normen 
SN 640 281

P flicht
Ersatz

Angebot an Parkfeldern fü r 
Personenwagen

- Einfamilienhäuser 2 Abstellplätze (AR)
- Mehrfamilienhäuser 1 Abstellplatz pro 80 m2

anrechenbare Geschossflä­
che, mindestens aber 1 AP 
pro Wohnung 

Für alle anderen Bauten oder Anlagen bestim m t der 
Gemeinderat die Anzahl der erforderlichen Abstell­
plätze in Anlehnung an die SN 640 281.

2 Bei Mehrfamilienhäusern ist pro 5 Wohnungen je 
ein reservierter Besucherparkplatz zusätzlich be­
reitzustellen.
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3 Garagenvorplätze gelten nicht als Abstellplätze 
fü r Motorfahrzeuge.

Art. 15 Ersatzabgabe für M otorfahrzeugabste ll- BauG
plätze Art. 72ter Ersatz

1 Sofern Ersatzabgaben gemäss Art. 72ter des 
Baugesetzes zu leisten sind, betragen sie pro feh­
lenden Abstellplatz Fr. 6 ’000.- in den Kernzonen 
und Fr. 5'000.- in den übrigen Zonen.

2 Die zu leistenden Beiträge sind für die Errich­
tung und den Betrieb öffentlich benützbarer Abstell­
flächen zu verwenden.

3 Werden nachträglich, aber vor Ablauf von 10 
Jahren, die fehlenden Abstellplätze erstellt, so wird 
die Ersatzabgabe pro rata ohne Zins zurückerstat­
tet.

A rt. 16  D auerpark ieren  auf ö ffentlichem  Grund StrG
Art. 21 Gesteigerter Gemeingebrauch

1 Motorfahrzeugbesitzer, die über keinen Abstell­
platz auf privatem Grund verfügen oder den Nach­
weis dafür nicht erbringen können, haben eine mo­
natliche Abgabe für das Dauerparkieren auf ö ffentli­
chem Grund zu entrichten. Die Abgabe beträgt 
Fr. 50.- pro Monat. Die Entrichtung der Abgabe be­
gründet keinen Anspruch auf einen bestimmten Ab­
stellp latz auf öffentlichem Grund.

4. Baubewilligung

A rt. 17  B ew illigungspflicht

1 Das Errichten und Ändern von Bauten und Anla­
gen bedürfen einer Bewilligung.

2 Als eingreifende Veränderung des Geländes gel­
ten Terrainveränderungen, welche das gewachsene 
Terrain an einer Stelle mehr als 1.20 m über- bzw. 
unterschreiten oder die Fläche mehr als 100 m 2 
umfasst.

3 Aussenreklamen sowie Sende- und Empfangs­
anlagen sind bewilligungspflichtig.

vgl. Art. 20 BauR

BauG 
Art. 77 
Art. 78 
Art. 87 
Art. 94

StrG 
Art. 21

Ausnahm ebewilligung
Bew illigungspflicht
Baubewilligung
Reklamen

G esteigerter Gemeingebrauch

EV zum  SVG
Art. 32 Zuständigkeit

SSV
Art. 95 -  100 Bestim m ungen zu Rekla­

men
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A rt. 18  Baugesuch

1 Für das Baugesuch ist ein von der Bauverwal­
tung erhältliches Formular zu verwenden. Das Bau­
gesuch hat zu enthalten:

a) Beschreibung des Bauvorhabens, soweit die be­
absichtigte Ausführung aus den Plänen nicht er­
sichtlich ist, sowie Berechnung Ausnützungsziffer 
und Parkplatzzahl;

b) Vom Geometer erstellte und nachgeführte 
Grundbuchplankopie (Situationsplan) m it einge­
tragenen Massen des Baukörpers, der Strassen- 
Grenz- und Gebäudeabstände, der beabsichtig­
ten Anlage der Autoabstellflächen sowie der Zu­
fahrtsstrassen und -wege;

c) Grundriss aller Geschosse im Massstab 1:100 
oder 1:50 m it Angaben der Feuerstätten, der 
Zweckbestimmung der einzelnen Räume und der 
Fenster- und Bodenflächen;

d) Schnitt- und Fassadenpläne im Massstab 1:100 
oder 1:50 m it Angabe der Höhen und des ge­
wachsenen Bodens, des neuen Terrainverlaufs 
sowie des Niveaupunktes in m.ü.M.;

e) Plan über die Umgebungsgestaltung m it Zugän­
gen, Parkplätzen, Kinderspielplätzen, Terrainges­
taltung, Bepflanzungen, Böschungen, Kehricht­
abstellplätzen;

f) Entwässerungseingabe (Schmutz- und Meteor­
wasser m it Angabe von Kaliber, Material, Gefälle 
und Höhen, Retention und Versickerung);

g) Eingabe für Tank- und Feuerungsanlagen;

h) Eingabe fü r den baulichen Zivilschutz;

i) Nachweise gemäss Luftreinhalteverordnung 
(LRV), Lärmschutzverordnung (LSV) und Ener­
gieverordnung (EnV).

2 Für kleinere Bauvorhaben kann die Bauverwal­
tung den Umfang der einzureichenden Gesuchsun­
terlagen auf die notwendigen Bestandteile be­
schränken.

3 Auf Verlangen der Baukommission sind Detail­
pläne insbesondere vom Kniestock, ergänzende 
Baubeschriebe, statische Berechnungen, bei grös­
seren oder komplizierten Bauvorhaben auch Mo­
delle einzureichen. Der Gemeinderat ist befugt, für 
schwierig zu beurteilende Bauten Gutachten einzu­
holen.

BauG
Art. 80  Baugesuch
Art. 81 Ordentliches Verfahren, Bauvi­

siere
Art. 8 2 bis Vereinfachtes Verfahren

Art. 82 ter Meldeverfahren
Art. 91 Bauerm ittlungsgesuch

www.baugesuch.sg.ch

VSA: Verein schweizerischer Abwas­
serfachleute

www.zivilschutz.sg.ch
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4 Die Baugesuchsunterlagen sind gemäss den An­
gaben des Baugesuchsformulars auszufertigen und 
auf dauerhaftem Papier, gefalzt auf das Norm alfor­
mat A4, einzureichen. Bauliche Veränderungen sind 
durch Farben zu kennzeichnen. Schwarz für beste­
hende, Gelb für abzubrechende und Rot für neue 
Bauteile.

5 Bei allen Fassadenänderungen (wie Einbau von 
Fenstern, Türen, Vorplatzüberdachungen usw.) ist 
ein Plan einzureichen, in dem die vollständige Fas­
sade samt den beabsichtigten Änderungen ersicht­
lich ist.

5. Bauausführung

Art. 19 Schutzbestim m ungen für Bauarbeiten

1 Bei Ausführung von Bauarbeiten jeder Art sind 
alle zum Schutze der Arbeiter, der Anwohner und 
Strassenbenützer nötigen Vorkehrungen zu treffen. 
Der Gemeinderat ist berechtigt, den Einsatz über­
mässig störender Maschinen und Arbeitsverfahren 
zu verbieten oder zeitlich zu beschränken.

2 Der Unternehmer hat sich vor Baubeginn bei 
allen Grabarbeiten auf eigene Verantwortung bei 
den zuständigen Instanzen über den Verlauf der un­
terirdischen Leitungsbauten zu informieren.

Art. 2 0  B aukontrolle

1 Der Bauverwaltung bzw. der dafür bestimmten 
Stelle ist zwecks Baukontrolle vor bzw. während der 
Bauzeit unaufgefordert mind. 24 Std vor der ge­
wünschten Abnahme Anzeige zu machen:

a) nach Erstellen des Schnurgerüstes, vor Beginn 
der eigentlichen Bauarbeiten;

b) nach Erstellen der Abwasser- und Entwässe­
rungsanlagen, vor dem Eindecken;

c) beim Ansetzen der Kamine und Feuerstätten;
d) nach Armierung des Schutzraumes;
e) nach vollendetem Rohbau, aber vor Inangriff­

nahme von Verputzarbeiten;
f) nach Fertigstellung des Baues, jedoch spätes­

tens 8 Tage vor dem Bezug.

BauG 
Art. 52

StrG 

Art. 17ff

Sicherheit

Strassenbenützung

Verordnung über die Verhütung von Unfäl­
len bei Bauarbeiten, SUVA-Vorschriften

BauG
A rt.lO S ff

Art. 129 
Art. 130

Art. 131 
Art. 132

Planungszone, (früher "Bausper­

re")
Baupolizeiliche S icherheit 
Behebung des rechtsw idrigen 

Zustandes 
Ersatzvornahme 
S tra fbestim m ung

Energiegesetz
Energieverordnung

2 Weitere Anzeigen gemäss besonderer Gesetz­
gebung bleiben Vorbehalten. Der Gemeinderat kann 
die Anzeigepflicht für weitere Kontrollen anordnen.
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3 Die Baukontrollen haben während des Bauab­
laufs innerhalb 24 Stunden, die Schlussabnahme 
innert 3 Arbeitstagen nach eingegangener Anzeige 
zu erfolgen. Beanstandungen sind dem Bauherrn 
bzw. der verantwortlichen Bauleitung unverzüglich 
mitzuteilen. Nach Behebung der gerügten Mängel 
ist zum Zwecke der Nachkontrolle erneut Anzeige 
zu machen.

6. Schlussbestimmungen 

Art. 2 1  Gebühren und Auslagen

1 Für die Behandlung des Baugesuches und für 
die baupolizeilichen Leistungen wie Baukontrollen, 
Ausfertigung der notwendigen Schriftstücke, 
Schnurgerüstabnahme usw. und für den gesteiger­
ten Gemeingebrauch von öffentlichen Strassen sind 
Gebühren zu entrichten. Der Gemeinderat stellt im 
Rahmen der kantonalen Gebührenordnung den gel­
tenden Tarif auf.

2 Entstehen durch die Beschaffung weiterer Un­
terlagen oder durch die Einholung von Expertengut­
achten im Rahmen der Baubewilligungsverfahren 
zusätzliche Aufwendungen, so sind diese durch den 
Gesuchsteller zu tragen. Der Gemeinderat kann für 
solche Aufwendungen Kostenvorschüsse verlangen. 
Vorbehalten bleiben die Bestimmungen des Geset­
zes über die Verwaltungsrechtspflege.

Art. 22  Inkrafttre ten , Ü bergangsbestim m ungen

1 Dieses Baureglement tr it t  m it der Genehmigung 
durch das kantonale Baudepartement in Kraft und 
hebt folgende Bauregiemente auf:

- Berneck: 20. Mai 1998 /  18. Oktober 2000

- Au: 22. Oktober 1998

- Widnau: 27. Oktober 1994 /  18. August 1998

- Diepoldsau: 23. Februar 1999 /  14. Dezember
2004

- Balgach: 3. April 1996 /  8. November 2000

2 Die zur Zeit des Inkrafttretens noch nicht 
rechtskräftig erledigten Baugesuche sind nach den 
Vorschriften dieses Reglementes zu behandeln.
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3 Die geltenden Zonenbezeichnungen der einzel­
nen Gemeinde werden wie fo lgt vereinheitlicht:

Bezeichnunq bisher Bezeichnung
NEUBerneck Au Widnau Diepoldsac Balgach

W1 W1

WE W1 WE

W2a W l-2 W2a W2a

W2 W2 W2b W2 W2b W 2b

W3 W3 W3 W3 W3 W3

W4 W4 W4 W 4

WG2 WG2 WG2 WG2 WG2 WG2

WG3 WG3 WG3 WG3 WG3 WG3

WG3a WG3a

WG4 WG4 WG4

DK2 DK2

DK3 DK3 DK3 DK3

K3 K3 K3 K3 K3

K4 K4 K4 K4 K4 K4

Gia Gla Gla Gla

Gla, Gl Gib Gib Gl Gib Gib

GI2 GIc

I I I I I

Oe Oe Oe Oe Oe Oe

G G G  F/EZS G, Gp, Gs G  F/EZSZG G FZEZSZG *

G SCH

L L L L L L

UeG UeG UeG UeG UeG UeG

I E  c / 5 / h ** IE

1ER IE  RS * * *

WL WL

G F Grünzone Freihaltung, Siedlungsgliederung
G e Grünzone Sport- Park- und Erholungsanlagen
G $ Grünzone Schutzgegenstände
G g  Grünzone Grundwasserschutzzonen
G SCH Grünzone Schrebergärten

* *

IE  c Intensiverholungszone Camping
IE  s Intensiverholungszone Strandbad
IE  h Intensiverholungszone Heilpädagogisches Reiten

IE  RS Intensiverholungszone Reitsport
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